
DEKANAT 
UND INTEGRATIVWISSENSCHAFTLICHEN FAKULTÄT 

DER UNIVERSITÄT WIEN 
1010 Wien, Dr. Karl Lueger Ring 1 

I Dekanat der Grund- u. Integrativwissenschaftl. Fakultät der Univ. Wien I, 
1010 Dr. Karl Lueger Ring 1 Tel. 0222-4300/2151 

L 

An die 
Univ.Direktion 

Im Hause 

ZL: 

Betr.: GZ 122/7-1971/72 

Wien, am 25.6.1987 

Datum: - 1. JUL 11987 

Verteilt9 3·._M J~~J 

Stellungnahme zum Entwur~ eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Bundesgesetz über die Abgeltung von Lehr­
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen geändert wird 

Das Dekanat der Grund- und Integrativwiss. Fakulität erlaubt 
sich anbei die Stellungnahme des Institutes für Philosophie 
zu diesem Gesetzesentwur~ zu übermitteln. 

Außer dieser Stellungnahme gab es keine Meldung der Institute. 

Der D e k a n: 

O.Univ.Prof. Dr. Karl R. WERNHART 
m.p. 
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Institut für Philosophie der Universität Wien 
1010 Wien, UniversitätsstraBe 7, 2. Stock Wien, 1 7 . 6 • 1987 

Institutsvorstand 

An das 
Dekanat der 

i Dekan sn ·~er Grund· :Jnd !n~2,;;:allv"N!SS ! 
, Ca~l,j~~·t '''':l~ 0r'" .,A,J1on ! ! ,.', .... " ...... ' ". .... i 

1

1 
Eh;r.,.el;:~J~ t')") !; ! n ; ~ (~~ ., 

- f-L.~:~..:..d tv~~ 

Zan.l 
Beilagen 

Grund- und Integrativwissen­
schaftlichen Fakultät der 
Universität Wien 

Gesehen der Cex. . 

Betr.: GZ 122/7-1971/72 
Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Bundesgesetz über die Abgeltung von 
Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen ge­
ändert wird. 

Zu § 1 (3): Die geplante Einschränkung der Kollegiengeld~ 

abgeltung ist mit Hinsicht auf die angeführte 

Begründung (= letzer Absatz S. 2 der Erläute­

rungen) abzulehnen: 

Erstens wird mit der pauschalen Forderung, daß 

mit Rücksicht auf eventuelle Dienstpflichten . 

ein Ausmaß von 4 Wochenstunden bei nichtremune­

rierten Lehrveranstaltungen nicht überschritten 

werden soll, in den selbständigen Wirkungsbe­

reich der Institute eingegriffen (§ 49(1)/UOG). 

Zweitens widerspricht diese Begründung der eben­

dort geäußerten Zusicherung, daß damit das mit 

der großen Lehrbefugnis erworbene Recht, die wis­

senschaftliche Lehre frei auszuüben, nicht berührt 

werde. 

Drittens können die zugrunde gelegten Erwägungen 

von vornherein keine Anwendung finden auf Profes­

soren, Dozenten und Lehrbeauftragte (§ 1 (1)), die 

in keinem Dienstverhältnis zum Bund etc. stehen. 
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Zu § 1a: Diese Neuregelung (Rechtsstellung der Tutoren) 

erscheint begrüßenswert, eine SChlechtersteIlung 

gegenüber der Abgeltung von Instruktoren ist je­
doch abzulehnen. 

Der Institutsvorstand: 

(Univ.Prof.Dr. Peter 

13/SN-28/ME XVII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 10

www.parlament.gv.at



./ QUÄSTUR 
DER UNIVERSITÄT WIEN 

DR .• KARL-LUEGER-RING 1 

1010 WIE N 1 

TEL. 4; 00/ 2221 

Qu.Zl. 10/8 - 1987 

An die 

Universitäts-Direktion 

Rechts-u.Organisationsabteilung 

im Hau s e 

Betrifft.:GZ 122/7 - 1971/72 

Wien.1987 06 24 
POlllapark.·Kto. Nr. 5030.013 

Sachbearbeiter: 

frau AR HÜllEBRAND 

Tel.Nr.4300/2221 

Stellungnahme der Quästur der Universität Wien 

zum Entwurf eines Bundesgesetztes, mit dem das 

Bundesgesetz über die Abgeltung von Lehr-und 

Prüfungstätigkeiten an Hochschulen geändert wird. 

Die Quästur der Universität Wien begrüßt die Schaffung einer ein­

deutigen Rechtsgrundlage für die Berechnung des Kollegiengeldes 

nach § 1 leg. cit. 

Jedoch wirft die festlegung in § 1 Abs. 3 des Gesetzentwurfes, wonach 

die Höchstabgeltung für eine Person im Semester auf 2/3 des Grundbetrages 

angehoben wird, die Problematik hinsichtlich einer allfälligen 

Anmeldung zur Vollversicherung beim zuständigen Sozialversicherungsträger 

auf. 

Insbesondere wäre im Hinblick auf § 7 des BG, wonach die Abgeltung am 

Ende des Semesters auszuzahlen ist, der Beginn und die Dauer der 

Versicherung, sowie der Zeitpunkt der Anmeldung zu klären . 

. Quästur 
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DEKANAT 
DER. SOZIAL· UND WIR.TSCHAFTSWISSENSCHAFTLICHEN FAKUL T}lI;T 

DER. UNIVER.SIT}lI;T WIEN 

An das 
Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung 

im Dienstwege 

1010 Wien •. J.7 .. ~§.~.J9.~1 ........ , 
1.. Dr.· Karl· Lueger· R.ing 1 
Tel Nr.: 4300/2317 DW 

Dek.ZI. 227/1987 

Sachbearbeiter: 
Heinz Achtsnit 
Tel. 4300/2131 

Stellungnahme zum Entwurf über das Bundesgesetz über 
die Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten 

Die Hinzufügung des § 1a (Abs. 4 des Entwurfes) ist für 

den Lehrbetrieb am Institut für Statistik und Informatik 

äußerst problematisch. Schon derzeit ist es schwierig, 

Tutoren für das Einführungspraktikum zu finden. Die 

Reduktion der Kollegiengeldabgeltung auf ein Zwölf tel 

des Grundbetrages wird es wahrscheinlich unmöglich machen, 

Tutoren für das Einführungspraktikum zu finden und damit 

die Betreuung dieser zentralen Lehrveranstaltung im 

Studienplan Wirtschaftsinformatik in Frage stellen. 

WI_ 
Der Dekan 

.... zial. Ulld 'wI· ... ··"baf' • ...".. l"IYlssensc.bafU..F. 
der OJllftrsttät Wie. _ .. 

r •• 

., "., 1 9 JUJll j"87 

." '1' . !H.::I 

-, ~ ~. ~~, ~ ~::JiG~1:'",,,,,,,,,,,,~,"8eil. 
C '"", J"u'''' IIJr /' 19 vb o"\. " u - "I.... . ................ aus .~ ... ../:?J __ 
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Rechtswissenschaftliehe Fakultät der Universität Wien 
1010 Wien, Schottenbastei 10-16 - "Juridicum" 

Dek . Z 1. 26 1 /87 

An die 

Universitätsdirektion 

Universitäts-Hauptgebäude 

Betrifft: GZ. 122/7-1971/72 

BM-GZ 68 158/7-15/87 

Wien, am 4. Juni 1987 

Univ. Wien - Universitäfsdirekfion 

r Eing81. U::1/ 5. JUNI :987 
I s.z. A~t 1:::r1hl" ... _ .. ~B~, 

Sub-Journal Nr./ ..... aus 19 ....... L .... . 

In der Beilage wird eine Stellungnahme der Rechts-

wissenschaftlichen Fakultät betreffend den Entwurf eines 

Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über die Abgeltung 

von Lehr- und Prüfungs tätigkeiten an Hochschulen geändert 

wird, übermittelt. 

Der Dekan: 

'­

univ.-prOf'~ ÖHLINGER) 
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.. Univ.Prof.Dr.Michael TANZER 

ENTWURF EINER STELLUNGNAHME ZUM ENTWURF EINES BUNDESGESETZES, MIT 

DEM DAS BUNDESGESETZ ÜBER DIE ABGELTUNG VON LEHR- UND PRÜFUNGS­

TÄTIGKEITEN AN HOCHSCHULEN GEÄNDERT WIRD 

'" ,Ww 
Die geplanten Änderungen bringen'/wesentlic~ie Rückkehr zu jenem 

Rechtszustand, wie er vor der letzten Novelle zu diesem Gesetzes­

werk, also vor dem 1. Oktober 1986, bestanden hat. 

Die beabsichtigten Einschränkungen in der Gewährung von Kollegien­

geldern für nicht remunerierte Lehraufträge erscheinen durchaus 

s ach ger echt. S 0 w 0 h 1 -die Be da c h t nah m e auf ein e fa k t i s c h e Mi n des ta n -

zahl von Hörern (im Semesterdurchschnitt: drei), als auch die Fest­

legung einer Obergrenze der abgeltungsfähigen Semester-Wochenstunden 

(vier), stellt einen wohl gelungenen Kompromiß zwischen dem akade­

mischen Interesse einer möglichst großen Vielfalt von Lehrveran­

staltungen und einleuchtenden budgetären Notwendigkeiten dar. Die 

daneben bestehende - und in praxe weitaus bedeutsamere - Einrichtung 

der remunerierten Lehraufträge, welche auch und gerade von jenem 

Personenkreis erfüllt werden können, auf den sich die hier vorge­

schlagene Regelung der Kollegiengelder bezieht, läßt einen noch 

weitergehenden und dringlichen Bedarf im letztgenannten Bereich 

wohl kaum begründet annehmen. Jedenfalls muß die Tatsache außer 

Streit gestellt werden, daß die öffentliche Ha~d nicht jedwede, 

im Rahmen der akademischen Lehr- und Lernfreiheit auf Universitäts­

boden betriebene Wissensvermittlung, ohne Rücksicht auf die zugrunde 

liegenden - oder eben auch fehlenden ! - sachlichen und personellen 

Bedürfnisse, finanziell zu unterstützen vermag. 

Die gegenüber dem bisherigen Rechtszustand bewirkte Schlechterstel­

lung der Tutoren hindert einerseits ihre formale Einstufung als 

Instruktoren nicht, ist aber andererseits mit Hinblick darauf ge­

rechtfertigt, daß diesem Typ von Lehrbeauftragten keine selbstän­

digen Funktionen zukommen können (so eindeutig § 23 Abs 2 UOG im 

Gegensatz zu den voranstehenden ~egelungen über selbständige Lehr­

und Unterrichtstätigkeiten in Abs 1 leg cit). 
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Abschließend bleibt allerdings der Vorwurfdeiner, unnötige 
un 

Inkonsistenz des Rechtsstoffes bewirkenden' hektisch gegen-
1 ·· f' P ·t· b' h d N 11' Il.t;.t,'t~~;#. d' au 1ge OSl lonen eZle en en ove lerungspeeN~~. ln lesem 

Bereich. Der Gesetzgeber wäre gewiß besser beraten gewesen, 

wenn er - bereits ursprünglich - § 1 Abs 1 lit bund § 1 Abs 3 

des fraglichen Gesetzes behutsam abgeändert, anstatt ersatzlos 

außer Kraft gesetzt hätte, wie\dies mit der Novelle BGBl 392/1986 

geschehen ist. 

In diesem Sinne wären auch klar die kurzfristig wechselnden Rechts­

lagen abgrenzende, zweckmäßig wohl an Semester-Beginnzeiten zu 

orientierende Inkrafttretens-Bestimmungen erforderlich, die in 

dem vorliegenden Entwurf noch nicht, auch nicht im Grundsätzlichen, 
ausformuliert sind. 

Wien, den 1. Juni 1987 

GESEHEr", 
Dar Dekan, ----
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UNIVERSIT~T WIEN 
UNIVERSITÄTSDIREKTION 
Rechts- und Organisationsabteilung 
GZ. 122/7 - 1~71/72 Wien, am 22.5.1987 

Or.Roe/Ka 

An die 
Dekanate der acht 
Fakultäten 

. j 9- ~-
Dek. ZI... .. ~.{Q .. (L. ..... aus .... .f? ._::;-
Xsc~t::v. Deh2nat d. Uni,,~rsttät ~Ien 
Eiilgc!angt am ...•.........•............ 1.5.\..MAL19Il ... ~ 

. rl . ~ . Beilagen Ja Z2 _ 6: <.Ri_---- _~.M.!.__ .. ~_ 
-GESEHEN! 

zur gefäll i gen Kenntni snahme mi t dem Ersuchen J;Jer Dekan: 
Stellungnahme bis 25.6.1~87. 

Beilage 

/\\\.',siI3/ b j ~ cf . • \.. r,1'. ,. () . 
/'~." ~ ~ ~' 

i'" ..;~r~.tt .. 
: ib~.:!\'!.\ '* . ~ I( '-~\ 

',~ "J. i:~, 

\;i~... -" '. ~ r. N i c 0 1 a R 0 e h 1 ich ; 
"·~·Jt.di~'1. für den lei te r der Re c h t s _ 

und Organisation~abteilung) 

._-
- ,-., • 'I .• :- '.: _.. ,_. " 

. _.- - "- .- - .. - - ~ .. .- - ." - -
-: -: .--- - - ":" .-:- -: 

--_ ..... - " . 
. . ~ - ., .. -. . « .... :.. ~. 
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